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 St adt  Lünen

 
V E R W A L T U N G S V O R L A G E    VL-9 /2024  1N 
 

E R S T E L L T   D U R C H  E R S T E L L T   A M  S I T Z U N G S T E I L  

Stadtplanung 19.03.2024 öffentlich 
 

GR E M I U M  ST A T U S  TE R M I N  E I N L A D U N G  TOP  

Ausschuss für Stadtentwicklung und -pla-
nung 

vorberatend 07.02.2024 1/2024  
 

Rat der Stadt Lünen beschließend 29.02.2024 6/2024   

Ausschuss für Stadtentwicklung und -pla-
nung 

vorberatend 10.04.2024 3/2024  
 

Rat der Stadt Lünen beschließend 25.04.2024 7/2024   
 
 
BE Z E I C H N U N G   D E S   TA G E S O R D N U N G S P U N K T E S  

Bebauungsplan Lünen Nr. 237 „Kooperationsstandort Gewerbepark Lippholthau-
sen“ - Beschluss über das weitere Vorgehen 
 
 
F I N A N Z I E L L E   AU S W I R K U N G E N  

Planungskosten gemäß Allgemeiner Gebührensatzung der Stadt Lünen: ca. 250.000,- € (Ein-
nahmen) 
Im Zuge der Grundstücksentwicklung kann es ggf. erforderlich werden, bestimmte öffentli-
che Infrastrukturen auf Kosten der Stadt Lünen herzustellen. Zeitpunkt, Art und Umfang 
werden sich erst im Laufe des weiteren Planverfahrens ergeben. (Ausgaben) 
 
IN K L U S I O N S V E R T R Ä G L I C H K E I T  

Die Inklusionsverträglichkeit wird im Rahmen der internen Beteiligung mit den Fachabteilun-
gen abgestimmt. 
 
KL I M A V E R T R Ä G L I C H K E I T  

Die Belange des Klimaschutzes sind gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 a) i. V. m. § 1a Abs. 5 BauGB zu be-
rücksichtigen. Eine inhaltliche Detaillierung erfolgt im weiteren Planverfahren. 
 
 
BE S C H L U S S V O R S C H L A G  

Der Rat beauftragt die Verwaltung, das Bebauungsplanverfahren Lünen Nr. 237 „Kooperati-
onsstandort Gewerbepark Lippholthausen“ auf der Grundlage des als Anlage beiliegenden 
Planungs- und Erschließungskonzeptes (inkl. öffentlicher innerer Erschließungsstraße in der 
Südfläche) sowie der Sachdarstellung  zur Art der baulichen Nutzung weiterzuführen und 
den Beschluss zur Offenlage des Bebauungsplanentwurfes gemäß § 3 (2) und § 4 (2) BauGB 
vorzubereiten.  
Der Offenlage-Beschluss soll möglichst noch im 1. Halbjahr 2024 gefasst werden. 
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i.V. Arnold Reeker 
Beigeordneter 
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SA C H D A R S T E L L U N G  

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Lünen Nr. 237 „Kooperationsstandort Gewerbe-
park Lippholthausen“ und der 17. Änderung des Flächennutzungsplanes „Kooperations-
standort Gewerbepark Lippholthausen“, welche im Parallelverfahren durchgeführt wird, be-
absichtigt die Stadt Lünen auf den Flächen des ehemaligen Kraftwerkstandortes nördlich 
und südlich der Moltkestraße die planungsrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen für ein 
Gewerbe- und Industriegebiet, das die Ansiedlung großflächiger Betriebe (> 5 ha) im Sinne 
der regionalplanerischen Vorgabe für einen Regionalen Kooperationsstandort ermöglicht. 
 
Der Aufstellungsbeschluss im oben genannten Verfahren wurde am 21.01.2021 durch den 
Rat der Stadt Lünen gefasst (vgl. VL-224/2020). Der im Anschluss erarbeitete Vorentwurf 
(zeichnerische Darstellung und textliche Festsetzungen) wurde am 13.09.2021 mit den maß-
geblichen Trägern öffentlicher Belange im Rahmen eines Scoping-Termins diskutiert. Die 
frühzeitigen Beteiligungsschritte gem. § 3 (1) BauGB und § 4 (1) BauGB fanden vom 
28.02.2022 bis 28.03.2022 statt. 
 
Art der baulichen Nutzung 
 
In einem ausführlichen Abstimmungsprozess wurde im Planungsverlauf zwischen Politik, 
Verwaltung und Investor insbesondere der Katalog zulässiger Nutzungen (Ziel: Ausschluss 
von „Logistik-Betrieben“) festgelegt. Der Begriff „Logistik“ ist planungsrechtlich nicht nor-
miert, so dass im Bebauungsplan Nr. 237 „Kooperationsstandort Gewerbepark Lippholthau-
sen“ die Unzulässigkeit bestimmter Nutzungsarten in den Gewerbe- und Industriegebieten 
wie folgt festgesetzt werden soll: 
 
Von den nach der Baunutzungsverordnung (BauNVO) allgemein zulässigen Nutzungsarten 
für Gewerbegebiete (§ 8 BauNVO) und Industriegebiete (§ 9 BauNVO) sollen folgende Be-
triebe nicht zulässig sein: 

- Einzelhandelsbetriebe, 
- Speditionen aller Art, 
- Auslieferungslager aller Art (z.B. Versandlager, Distributionslager) 
- Betriebe zum Umschlag größerer Gütermengen (z.B. Großhandelsbetriebe mit Stück-

gutumschlag, Auslieferungslager von Ladenketten oder Versandhandelsunterneh-
men)  

- oberirdische Deponien und Schrottplätze 
 
Zusätzlich erfolgt eine rechtlich notwendige Konkretisierung dieser Festsetzungen in der Be-
gründung zum Bebauungsplan. Der Schwerpunkt der Unternehmen muss auf der Produktion 
und Verarbeitung liegen. Logistische Tätigkeiten wie Lagerung und Auslieferung sind nur 
dann zulässig, sofern es sich um begleitende, untergeordnete Tätigkeiten des Betriebes han-
delt. Ein Komplettausschluss aller „logistischen“ Nutzungsarten wäre planungsrechtlich in 
Gewerbe- und Industriegebieten nicht möglich. Stattdessen erfolgt eine „typisierende Be-
trachtung“. Die abschließende Beurteilung der Zulässigkeit eines Betriebes erfolgt im Bauge-
nehmigungsverfahren. 
 
Zusätzlich werden Festsetzungen zur Art der Betriebe gemäß der Abstandsliste NRW getrof-
fen: 

- in Gewerbegebieten sind Betriebe der Abstandsklassen I bis V (lfd. Nr. 1 bis 160) sowie 
Betriebe und Anlagen mit vergleichbarem Emissionsverhalten unzulässig 

- in Industriegebieten sind Betriebe der Abstandsklassen I bis V (lfd. Nr. 1 bis 160) sowie 
Betriebe und Anlagen mit vergleichbarem Emissionsverhalten unzulässig 
Gem. § 31 Abs. 1 BauGB können Betriebe und Anlagen der Abstandsklasse IV (lfd. Nr. 
37 - 80) der Abstandsliste zum Abstandserlass NRW ausnahmsweise zugelassen wer-
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den, wenn diese in ihrem Emissionsverhalten - z.B. durch besondere technische Maß-
nahmen oder Betriebsbeschränkungen - den zulässigen Betrieben und Anlagen ent-
sprechen. 

 
Innerhalb der Nordfläche soll durch zeichnerische und textliche Festsetzungen eine etwa 
zwei bis drei Hektar große Fläche als Erweiterungsoption für den dort bestehenden Gewer-
bebetrieb (Strahlmittelwerk) planungsrechtlich gesichert werden. Auf dieser Fläche können 
Lagerflächen unter bestimmten Bedingungen (beispielsweise als betriebsnotwendige Neben-
anlage) ausnahmsweise zugelassen werden. Ziel dieser Festsetzung ist die Schaffung einer 
Entwicklungsmöglichkeit des Gewerbebetriebes sowie eine Verlagerung aller notwendigen 
Betriebsflächen (inkl. Lagerflächen) auf die Nordfläche.  
 
Festsetzungen zur Anzahl und zur Qualität von Arbeitsplätzen können im Bebauungsplan 
nicht getroffen werden. 
 
Dieser abgestimmte Nutzungskatalog soll Grundlage der zu beschließenden Offenlage des 
Bebauungsplanes Bebauungsplans Nr. 237 „Kooperationsstandort Gewerbepark Lippholt-
hausen“ gemäß § 3 (2) und § 4 (2) BauGB sein. 
 
Vor einem Satzungsbeschluss können zudem mit Grundstückseigentümern städtebauliche 
Verträge abgeschlossen werden, die ergänzende Vereinbarungen zur detaillierten Art der 
anzusiedelnden Betriebe, zur Ausführung der baulichen Anlagen oder zur Erschließung ent-
halten können. Die Vereinbarungen dürfen dabei den Festsetzungen des Bebauungsplanes 
nicht entgegenstehen.  
 
Erschließung und Entwässerung 
 
Das Erschließungs- und Entwässerungskonzept hat im gesamten bisherigen Bauleitplanver-
fahren sowohl für die Nord- als auch für die Südfläche eine zentrale Verkehrsanbindung an 
einen neuen Kreisverkehr im Verlauf der Moltkestraße ohne eine öffentliche interne Er-
schließung der Flächen vorgesehen. Dadurch sollte eine große Flexibilität bei der Ansiedlung 
von unterschiedlich großflächigen Gewerbe- und Industriebetrieben gewährleistet werden. 
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Abbildung 1: Konzept vom Mai 2023 ohne innere Erschließung 
 
Bei der Vorbereitung der Unterlagen für die Offenlage hat sich Mitte 2023 herausgestellt, 
dass dieses Erschließungskonzept politisch in den Ratsgremien nicht mehrheitsfähig ist. Poli-
tisches Ziel ist es, insbesondere auf der großen Südfläche (ca. 25 ha) schon durch die zeichne-
rischen Festsetzungen des Bebauungsplanes zu gewährleisten, dass mehrere gewerbliche An-
siedlungen der Größenordnung > 5 Hektar realisiert werden.  
 
Der daraufhin weiterentwickelte Planentwurf sieht daher nun auf der Südfläche eine innere 
öffentliche Erschließungsstraße (Breite: ca. 11 – 12 m mit Wendehammer) vor, welche die 
Ansiedelung mehrerer Betriebe mit > 5 ha ermöglicht. Die Lage des neu geplanten Kreisver-
kehres auf der Moltkestraße wird dafür geringfügig nach Osten verschoben. Auch sieht der 
Planentwurf nun zur Querung des Gebietes und zur besseren Anbindung eines möglichen 
Bahnhaltepunktes auf der Hamm-Osterfelder-Bahn eine Fuß- und Radwegverbindung vor, 
die von der Moltkestraße über die Erschließungsstraße in Richtung Brunnenstraße führt.  
 
Aufgrund der deutlich geringeren Flächengröße (ca. 10 Hektar) und der bestehenden Rah-
menbedingungen (z. B. Bestandsnutzungen) ist für die Nordfläche eine zusätzliche öffentli-
che innere Erschließungsstraße funktional nicht notwendig.  
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Abbildung 2: Konzept mit innerer Erschließung als Grundlage der weiteren Verfahrensschritte 
 
Weiteres Vorgehen 
 
Insbesondere die dargestellte zeichnerische Festsetzung einer öffentlichen inneren Erschlie-
ßungsstraße auf der Südfläche hat Auswirkungen auf vorliegende Fachgutachten, bei denen 
geprüft werden muss, ob die bisherigen Aussagen noch mit dem veränderten Planungskon-
zept kompatibel sind (z. B. Entwässerung, Verkehr, Höhenmodell). Gegebenenfalls sind die 
Gutachten für die Offenlage des Bebauungsplanentwurfes anzupassen. Aufgrund der inne-
ren öffentlichen Erschließung und einer Parzellierungsmöglichkeit für die Südfläche ist in je-
dem Fall das Entwässerungskonzept zu überarbeiten. Außerdem sind noch die Begründung 
und der Umweltbericht entsprechend zu modifizieren. Verwaltung, Vorhabenträger und die 
beauftragten Büros sind bemüht, diese Änderungen zeitnah umzusetzen, so dass der Ent-
wurfs- und Offenlagebeschluss für den Bebauungsplan noch im 1. Halbjahr 2024 gefasst wer-
den kann. 
 
Die Verwaltung empfiehlt dem Rat, das beschriebene und in der Anlage 1 dargestellte Pla-
nungs- und Erschließungskonzept sowie die vorgesehenen Festsetzungen zur Art der bauli-
chen Nutzung als Grundlage für die Offenlage des Bebauungsplanes als nächstem Verfah-
rensschritt zu beschließen. 
 
Anlage 1: Konzept mit innerer Erschließung als Grundlage der weiteren Verfahrensschritte 
 
 




